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4

Allgemeine Wohngebiete
(§ 4 BauNVO)

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO)

Geschossflächenzahl, als Höchstmaß

Grundflächenzahl

Zahl der Vollgeschosse, als Höchstmaß

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs.1 Nr.11 und Abs.6 BauGB)

Öffentliche Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Einfahrtbereich

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs.1 Nr.20, 25 und Abs.6, § 40 Abs.1 Nr.14  BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs.1 Nr.25a Abs.6 und Abs.6  BauGB)

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für
die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
sowie von Gewässern
(§ 9 Abs.1 Nr.25b, Abs.6 und § 41 Abs.2 und § 213 BauGB)

Erhaltung: Bäume

Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen
und Gemeinschaftsanlagen
(§ 9 Abs.1 Nr.4 und 22 BauGB)

Stellplätze

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs.7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten,
oder Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes
(§ 1 Abs.4, § 16 Abs.5 BauNVO)

Sonstige zeichnerische Darstellungen

Satteldach

WA

1,0

0,35

III

St

SD

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO)

1. Planfestsetzungen
Zeichenerklärung

2. Darstellung ohne Normcharakter

Vorhandene Flurstücksgrenzen und Flurstücksnummern

Vorhandene Gebäude außerhalb des Geltungsbereiches
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40 Höhenlinie mit Höhe über Normal Null

Flurgrenze, Gemarkungsschlüssel und Flurnummer

Gem.: Flbg-L
Flur: 52

Gemarkungsgrenze

Traufhöhe, als Höchstmaß über NHN

Firsthöhe, als Höchstmaß über NHN

Mit Geh- und Fahrrechten zu belastende Flächen
(§ 9 Abs.1 Nr.21 und Abs.6 BauGB)

Zuordnungsnummern der WohngebieteWA 1 - WA 3

max. 49,50 mTH

max. 56,50 mFH

3. Nachrichtliche Übernahmen und Kennzeichnungen
Regelungen für die Stadterhaltung und für den Denkmalschutz
(§ 9 Abs.6, § 172 Abs.1  BauGB)

Einzelanlagen (unbewegliche Kulturdenkmale), die dem
Denkmalschutz unterliegen
(§ 9 Abs.6 BauGB)

D

Text (Teil B)
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1, 4 und 16 BauNVO)
1.1 In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sind Betriebe des 

Beherbergungsgewerbes gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO sowie Ferienwohnungen 
gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 1, 2 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplans, d. h. 
unzulässig.

1.2 In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sind die Ausnahmen nach § 4 
Abs. 3 Nr. 1,4 und 5 BauNVO (Gartenbaubetriebe und Tankstellen nicht Bestandteil 
des Bebauungsplans, d. h. unzulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 -21 BauNVO)
2.1 Geschossfläche (§ 20 BauNVO)

Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind bei der Ermittlung der zulässigen 
Geschossfläche die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen als Vollgeschossen, 
einschließlich der dazugehörigen Treppenräume und ihrer Umfassungswände, 
mitzurechnen.

2.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO)
a) In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 können ausnahmsweise einzelne 

Dachaufbauten bis zu einer Höhe von 1,5 m oberhalb der festgesetzten Firsthöhen 
(FH) zugelassen werden, wenn diese ausschließlich der Aufnahme technischer 
Einrichtungen dienen und mindestens 1,5 m von den Außenwänden des betreffenden 
Gebäudes zurückgesetzt sind.

b) Die festgesetzten Firsthöhen (FH) können durch Schornsteine und Lüftungsanlagen 
überschritten werden.

3. Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 und § 14 
BauNVO)

3.1 Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 kann ausnahmsweise ein Vortreten von Terrassen 
bis zu 2,0 m vor die Baugrenze zugelassen werden. Dies gilt nicht entlang der Linie 
zwischen den Punkten a und b.

3.2 Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Garagen, Carports, überdachte 
Stellplätze und Tiefgaragen unzulässig. Offene Stellplätze sind innerhalb der 
festgesetzten Fläche für Stellplätze und Nebenanlagen (Fläche St) zulässig. 
Stellplätze für Menschen mit Behinderungen sind im erforderlichen Umfang, mit 
Ausnahme der gemäß textlicher Festsetzung 3.3 definierten Flächen, allgemein 
zulässig.

3.3 Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen entlang der Fördestraße sind 
Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO unzulässig. Dies gilt im WA 1 und WA 2 in 
einem Abstand von 4 m von der Straßenbegrenzungslinie¸ mit Ausnahme der mit 
einer Stellplatzzufahrt belegten Fläche, und für die Flächen des WA 3, mit Ausnahme 
der mit einem Geh- und Fahrrecht belegten Fläche. Gemäß § 31 Abs. 1 BauGB 
können diese jedoch bis zum festgesetzten Maß der baulichen Nutzung 
ausnahmsweise zugelassen werden.

4. Ein und Ausfahrten (§ 9 Abs. 1 Nr. 4, 11 und Abs. 6 BauGB)
Entlang der nördlichen Straßenbegrenzungslinie der Fördestraße sind Grundstücks- 
zufahrten nur in den als Einfahrtbereich festgesetzten Abschnitten zulässig.

5. Grünordnerische Festsetzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)
5.1 Gebietsdurchgrünung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a) BauGB)

a) Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen zwischen Straßenbegrenzungslinie und 
Baugrenze bzw. Fläche für Stellplätze und Nebenanlagen sind zu begrünen; die 
Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. Hiervon 
ausgenommen sind Zufahrten, Wege sowie die Flächen für Anlagen gemäß textlicher 
Festsetzung 3.3, Satz 2.

b) Ebenerdige Stellplatzflächen sind durch Flächen, die zu bepflanzen sind, zu gliedern. 
Je 4 Stellplätze ist ein Baum der Art Hainbuche (Carpinus betulus) in der Qualität 
Hochstamm, StU 18-20 cm, zu pflanzen und zu erhalten. Dabei sind mindestens 6 m² 
große Baumscheiben und 12 m³ durchwurzelbarer Raum herzustellen.

c) Auf der Fläche zum Anpflanzen ist entlang der Grundstücksgrenze eine 
Buchenhecke (Fagus sylvatica) in der Qualität H 80-100 mit 2,5 Pflanzen je lfm. 
anzulegen. Die Bepflanzungen sind zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen. 
Mindestens einmal jährlich ist ein Pflegeschnitt vorzunehmen.

5.2 Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b) i. V. m. Nr. 20
BauGB)

a) Die zum Erhalt festgesetzten Bäume sind dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang ist an 
gleicher Stelle gleichartiger Ersatz (mit einem Stammumfang von mindestens 20 cm 
gemessen in 1,0 m Höhe) zu pflanzen. Während der Baumaßnahmen sind sie gemäß 
den Bestimmungen der DIN 18920 zu schützen.

b) Auf der Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen und Erhaltung A1 ist die 
vorhandene Vegetation zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen.

c) Auf der Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen und Erhaltung A2 ist die 
vorhandenen Buchenhecke (Fagus sylvatica) zu erhalten und bei Abgang 
nachzupflanzen.

5.3 Beschaffenheit von PKW-Stellplätzen
In den allgemeinen Wohngebieten sind nicht überdachte PKW-Stellplätze und 
Fahrrad-Abstellplätze nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. 
Auch Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie 
Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulässig. 
Hiervon ausgenommen sind die erforderlichen barrierefreien Stellplätze.

6. Artenschutzrechtliche Festsetzungen (§9 Abs.1 Nr. 20 BauGB i. V. m. § 44 Abs.
5 und § 15 BNatSchG)

6.1 Artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen
Im WA 2 sind bei Abriss des Gebäudebestands und Neubebauung auf dem 
Grundstück Fördestraße 51 die folgenden artenschutzrechtlichen Maßnahmen 
vorzunehmen und dauerhaft zu erhalten:

a) Fledermäuse: Schaffung von mind. drei Sommerquartier-Kästen, als Gruppe postiert, 
in mind. 2,5 m Höhe in Südwest-, Süd- und/oder Südost-Ausrichtung montiert, am 
Neubau, Montage unter fachlicher Begleitung;

b) Gehölzfreibrüter + Bodenbrüter: Freiraumgestaltung mit Pflanzung von mind. drei 
Großsträuchern der Arten Flieder (Syringa vulgaris) Schneeball (Virburnum opulus), 
Felsenbirne (Amelanchier lamarckii) oder Holunder (Sambucus racemosa) sowie 
Gras- und Staudenflächen.

6.2 Maßnahmen zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände
Bauzeitenbeschränkung:

a) Zur Vermeidung der Tötung und Störung geschützter Arten sind Gehölzrodungen und 
Baufeldfreimachungen in der Zeit zwischen 01.10. und 28.02 durchzuführen.

b) Der Gebäudeabbruch ist in der Zeit zwischen 01.12. und 28.02. durchzuführen; wenn 
im genannten Bauzeitenfenster die potentiellen Quartiere am Gebäude, z. B. durch 
Rückbau, Verhängen usw. unbrauchbar gemacht werden, sind nachfolgend die 
Abbrucharbeiten ohne Zeitenbeschränkung möglich.

7. Oberflächenwasserbehandlung (§ 9 Abs. 1 Nr. 14, 16 BauGB)
Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 2 ist das auf den 
Baugrundstücken anfallende Oberflächenwasser (Niederschlagswasser) durch 
bauliche oder technische Maßnahmen auf dem Grundstück zu versickern, sofern die 
vor Ort vorherrschenden Bodenverhältnisse dies zulassen. Wenn die 
Bodenverhältnisse eine Versickerung auf dem Grundstück nicht zulassen (durch 
Bodengutachten zu belegen), sind für das anfallende Oberflächenwasser bauliche 
und technische Maßnahmen der Oberflächenwasserbewirtschaftung durch Rückhalt 
auf dem Grundstück vorzusehen.

8. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
Die festgesetzte Fläche für Geh-, Fahr- und Leitungsrechte ist mit einem Geh- und 
Fahrrecht zu Gunsten der Feuerwehr zu belasten.

9. Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 86 LBO)
9.1 Begrünung von Nebenanlagen

a) Die Dächer von Nebenanlagen im Sinne von § 14 der BauNVO, Garagen, Carports 
und überdachten Stellplätzen nach § 12 BauNVO sind zu mindestens 80 % zu 
begrünen. Die maximal zulässige Dachneigung beträgt 20°. Die Bepflanzungen sind 
zu erhalten und bei Abgang nachzupflanzen.

b) Offene Müllsammelplätze sind mit Hecken oder Ranken zu begrünen.

9.2 Barrierefreie Gestaltung
a) Der Zugang von öffentlichen Verkehrswegen, Stellplätzen und Garagen zu den 

Gebäudeeingängen ist auch innerhalb des Grundstücks barrierefrei auszuführen.
b) Die Abfallbehälter müssen an ihren Stellplätzen barrierefrei erreichbar sein.

9.3 Werbeanlagen
a) Werbeanlagen sind ausschließlich an der Stätte der Leistung zulässig. Sie sind nur 

an der Fassade im Erdgeschossbereich des Hauptgebäudes zulässig. Die Größe der 
einzelnen Werbeanlage darf max. 0,25 m² betragen.

a) Es sind direkt und indirekt beleuchtete, blendfrei ausgeführte Werbeanlagen zulässig. 
Lauf-, Wechsel-, Blinklichtschaltungen und Anlagen ähnlicher Bauart und Wirkung 
sind nicht zulässig. Unzulässig sind sich bewegende Werbeanlagen. 
Lichtprojektionen auf oder am Gebäude, in Schaufenstern, an baulichen Anlagen, auf 
Grundstücken und auf Straßen, außerdem in den Luftraum abstrahlende Licht- und 
Laserstrahlen sind unzulässig. Werbeanlagen müssen so konstruiert sein, dass keine 
Insekten in den Leuchtkörper gelangen können (staubdichte Leuchten).

9.4 Beleuchtung
Es sind Leuchtmittel mit für Insekten wirkungsarmem Spektrum (UV-armes 
Lichtspektrum) gemäß dem Stand der Technik zu verwenden, wie zum Beispiel 
Natriumdampf-Niederdrucklampen mit monochrom gelblichem Licht oder 
LED-Lampen mit warm-neutralweißem Licht. Es dürfen nur Leuchten mit geringer 
Oberflächentemperatur < 60 °C verwendet werden. Die Lichtstärke ist so zu 
begrenzen, dass keine negativen Auswirkungen auf den Straßenverkehr entstehen. 
Lichtquellen sind zum umgebenden Baumbestand und zur Landschaft hin 
abzuschirmen.

9.5 Nicht überbaute Flächen
Unbebaute oder nicht anderweitig zulässig genutzte Flächen sind 
wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen sowie zu begrünen oder zu 
bepflanzen. Flächenhafte Stein-/ Kies-/ Splitt- und Schottergärten oder Steinbeete 
sind unzulässig.

9.6 Dachform, Dachflächen
a) In den mit SD bezeichneten Flächen sind nur Satteldächer zulässig. Die 

Dachneigung muss mindestens 30° betragen. Garagen, Carports, überdachte 
Stellplätze, Nebenanlagen und untergeordnete Gebäudeteile (z. B. Wintergärten) 
sind hiervon ausgenommen.

b) Von der Dacheindeckung dürfen keine reflektierenden bzw. glänzenden Wirkungen 
ausgehen.

c) Anlagen zur Energiegewinnung (Solarzellen, Solarkollektoren etc.) dürfen in die 
Dachfläche integriert werden. Zur Vermeidung einer Blendwirkung der Anlagen sind 
ausschließlich Frontgläser mit einer sehr hohen Transmission und damit niedrigen 
Reflektion einzusetzen.

10. Aufhebung von Rechtsvorschriften (§ 10 BauGB)

Mit Inkrafttreten der 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 95 treten innerhalb des 
räumlichen Geltungsbereichs alle bisherigen Festsetzungen des Bebauungsplans 
„Fördestraße“ (Nr. 95), rechtsverbindlich seit dem 10.12.1995, außer Kraft.

Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise (§ 9 Abs. 6 BauNVO)

Bei dem auf dem Grundstück Fördestraße 49 gelegenen Hauptgebäude handelt es sich um 
ein Kulturdenkmal (Baudenkmal). Maßnahmen an oder in der Umgebung von 
Kulturdenkmalen bedürfen einer denkmalrechtlichen Genehmigung nach § 12 des 
Denkmalschutzgesetzes (DSchG).

Die DIN-Norm 18920 wird im Rathaus der Stadt Flensburg während der Dienststunden zur 
Einsicht bereitgehalten.

Satzung der
Stadt Flensburg
über die 4. Änderung des Bebauungsplanes 
"Fördestraße 49/51" (Nr. 95)
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UNVERBINDLICH

Dieser Bauleitplan ist ein Entwurf, der sich im 
Aufstel lungsverfahren gemäß § 2 Bauge- 
setzbuch befindet und dessen Inhalt sich im 
weiteren Verfahren noch ändern kann. Eine 
Vervielfältigung des Planes ist unzulässig.

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches und nach § 84 der Landesbauordnung für das Land 
Schleswig-Holstein (LBO 2009) wird nach Beschlußfassung durch die Ratsversammlung am 
__.__.____ folgende Satzung die 4. Änderung des  Bebauungsplanes "Fördestraße 49/51"  (Nr. 95), 
bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den Text (Teil B), erlassen.

Es gilt die BauNVO in der Fassung vom 23.01.1990, zuletzt geändert durch Art. 2 des
Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. I, S. 1802).

Das Plangebiet ist:
Die Grundstücke Fördestraße 49/51 und Teilflächen der Grundstücke Fördestraße 50/54 sowie den    
an die Grundstücke angrenzenden Abschnitt der Fördestaße

Stadt Flensburg
4. Änderung des Bebauungsplanes "Fördestraße 49/51" (Nr. 95)

Planzeichnung (Teil A)


